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1) eine Aufstellung der Verwaltungsausgaben in ein­
facher Ausfertigung nach folgendem vorgeschrie­
benen Muster:

Aufstellung der Verwaltungsausgaben
Bezeichnung und Anschrift des registrierpflichtigen

Betriebes: ...............................................................................
Steuer-Nr.: ......................................................................

K°!?ten-Bezei(vilnung
Ist-Ausgabe 

Ist Soll v. 1. Januar 1955 Berner» 
1954 1955 bis zum letzten kungen 

Monatsabschluß

(Die einzelnen Spalten sind getrennt aufzurechnen) 
Die Richtigkeit und Vollständigkeit der vorstehen­
den Angaben werden bestätigt.
(Ort und Datum) (Unterschrift des (Unterschrift 

Leiters des des Haupt-
Betriebes) buchhalters)

Soweit Beträge gemäß der Nomenklatur der Ver­
waltungsausgaben als Teilbeträge auf Konten des 
Kontenrahmens gebucht werden (z. B. Büro- und 
Zeichenmaterial Konto 3225, Porti und Telefon
Konto ......................), ist den Betrieben freigestellt,
diese Angaben auf zusätzlich einzurichtenden 
Unterkonten oder statistisch zu erfassen.
Die Spalte „Ist 1954“ ist vom Groß- und Einzel­
handel nicht auszufüllen,

m) die Arbeitsunterlagen zur Arbeitskräfteplankon­
trolle 1955 gemäß Anordnung vom 25. November 
1954 über die Einführung einheitlicher Arbeits­
unterlagen zur Arbeitskräfteplankontrolle in den 
volkseigenen Industriebetrieben (GBl. S. 916),

n) den Beschäftigtenkatalog gemäß Ordnung der 
Planung 1955,

o) alle Unterlagen, die vom Registrierorgan für er­
forderlich erachtet werden.

(2) Ergeben sich im Laufe des Jahres Veränderungen 
im Lohn- und Gehaltsfonds oder in den Verwaltungs­
ausgaben, so sind die entsprechenden Unterlagen hier- 

-über gemäß Abs. 1 einschließlich der alten Registrier­
bescheinigung innerhalb einer Woche beim zuständigen 
Registrierorgan zur Nachregistrierung vorzulegen.

Die Nachregistrierung wird bei Planänderungen auf 
dem neuaufgestellten Plan 57 vorgenommen. Ergeben 
sich sonstige Veränderungen, ohne daß eine Planände­
rung vorliegt, wird die Nachregistrierung auf dem 
„Antrag auf Nachregistrierung“ vorgenommen, der 
vom zuständigen Registrierorgan anzufordern ist.

§ 11
Festsetzung von Sperrbeträgen

(1) Werden bei der Registrierung oder Kontrolle der 
Bruttolohnsumme für das registrierpflichtige Personal 
oder der Verwaltungsausgaben ungesetzliche, überhöht 
geplante oder nichtbenötigte Mittel festgestellt, sind 
die Registrierorgane verpflichtet, diese Beträge zu 
sperren. Diese Summe erhöht sich um 9 %>, bei den 
Betrieben des Bergbaues um 18 °/o, vom Sperrbetrag 
im Lohnfonds für nichtbenötigte Betriebsanteile zur 
Sozialversicherung.

(2) Die Registrierorgane sind verpflichtet, die Diffe­
renz zu sperren, wenn der Finanzplan eine höhere 
Gesamtlohnsumme ausweist als der Arbeitskräfteplan.

Ist jedoch die Gesamtlohnsumme des Finanzplanes 
niedriger als die des Arbeitskräfteplanes, darf nur die 
niedrigere Gesamtlohnsumme des Finanzplanes auf der 
Registrierbescheinigung festgestellt bzw. registriert 
werden.

(3) Die bei der Registrierung gesperrten Beträge sind 
mit 50 % bis zum 30. Juni 1955,
mit 75 %> bis zum 30. September 1955, 
mit 100 %> bis zum 15. Dezember 1955 

an den Staatshaushalt abzuführen.
Über das Verfahren der Buchung und Abführung der 

gesperrten Beträge ergeht besondere Weisung.
Für Zwecke der Beurteilung der Planerfüllung für 

Zuführungen zum Direktorfonds entsprechend der 
Verordnung vom 17. Februar 1955 über den Direktor­
fonds in den Betrieben der volkseigenen Wirtschaft im 
Planjahr 1955 (GBl. I S. 133) und der Prämienberech­
nung entsprechend der Verordnung vom 17. Februar 
1955 über die Prämienzahlung für das ingenieurtech­
nische Personal, für die Meister und für das leitende 
kaufmännische Personal in den volkseigenen und ihnen 
gleichgestellten Betrieben (GBl. I S. 135) sind die ge­
sperrten Beträge dem geplanten Gewinn zuzurechnen 
bzw. vom geplanten Verlust abzusetzen.

(4) Werden in der geplanten Bruttolohnsumme für 
das nichtindustrielle Personal bzw. das sonstige Per­
sonal Einsparungen festgestellt, sind die Registrier­
organe verpflichtet, den Lohnfonds um diese Einspa­
rungen zu kürzen und diese als „nichtverfügbaren 
Lohnfondsteil im nichtindustriellen Personal“ in der 
Registrierbescheinigung auszuweisen.

§ 12
Verfahren bei Feststellung von Disproportionen

Wird bei der Registrierung oder Kontrolle festge­
stellt, daß sich das Verhältnis der Zahl der Verwal­
tungsangestellten zur Zahl der Produktionsarbeiter im 
Plan 1955 unter Berücksichtigung der Zu- und Abgänge 
im Laufe der Jahre 1953 und 1954 gegenüber dem 
Stand von 1953 zugunsten der Verwaltungsangestellten 
erhöht hat, ist eine entsprechende Kontrollmitteilung 
an das zuständige Ministerium einzureichen. Das gleiche 
gilt, wenn die Lohnfonds für das registrierpflichtige 
Fersonal im Plan 1955 unter Berücksichtigung der Zu- 
und Abgänge gegenüber 1954 weiter anwachsen.

§ 13
Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft.

Gleichzeitig wird die Fünfte Durchführungsbestim­
mung vom 30. April 1954 zur Verordnung über die 
Registrierung und Kontrolle der bestätigten Stellen­
pläne und Verwaltungsausgaben der staatlichen Ver­
waltungen und Einrichtungen sowie der Verwaltungen 
und Betriebe der volkseigenen Wirtschaft — Registrie­
rung 1954 — (GBl. S. 478) außer Kraft gesetzt.

(2) Die Muster im § 6 Abs. 1 Buchst, g und § 10 
Abs. 1 Buchstaben k und 1 sind von der Genehmigungs­
stelle der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik 
am 4. März 1955 unter Nr. 710/46 registriert worden.

Berlin, den 29. März 1955
Ministerium der Finanzen '

M. S c h m i d t  
Stellvertreter des Ministers
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